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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Eva Gottstein, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, 
Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Joachim 
Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Ni-
kolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Michael Pia-
zolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, 
Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Neue Arbeitszeitmodelle bei der Bayerischen Poli-
zei nicht weiter an der Realität vorbei planen – 
Handlungsspielraum für die Polizei schaffen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Das Staatsministerium des Innern und für Integration 
wird aufgefordert, weiteren Handlungsspielraum für 
die Bayerische Polizei zu schaffen um praktizierte 
Schichtdienstmodelle (insbesondere den sog. Dop-
pelschlag und flexible 12 Stunden Schichten mit ent-
sprechenden Ausgleichszeiten) zu erhalten, soweit 
dies zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs oder 
zur Gewährleistung der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf für die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten in 
Bayern erforderlich ist bzw. von diesen gewünscht 
wird.  

 

 

Begründung: 

Eine möglichst breite Palette an Schichtdienstmodel-
len hat sich bei der Bayerischen Polizei bewährt und 
deren Beibehaltung wird von den Schichtdienstleis-
tenden gewünscht. Es besteht kein zwingender 
Grund, dies zu ändern. Diesbezügliche Vorstöße sei-
tens des Staatsministeriums des Innern und für In-
tegration und Diskussionen um neue Arbeitszeitmo-
delle schaffen unnötige Verunsicherung und stoßen 
zu Recht auf Widerstand. So wird der derzeit prakti-
zierte Schichtdienst (sog. Doppelschlag) – als auch 
bewährte flexible Schichtmodelle mit bis zu 12 Stun-
den Arbeitszeit am Stück – unter Verweis auf Vorga-
ben aus der EU-Arbeitszeitrichtlinie und dem Bayeri-
schen Arbeitszeitgesetz immer wieder in Frage ge-
stellt, da die Schichten teilweise zu lang seien und die 

nach der Richtlinie erforderlichen Ruhezeiten nicht 
eingehalten würden. Diese Schichtdienstmodelle wä-
ren dann nicht mehr möglich. Zahlreiche Beschäftigte 
haben aber ein gesteigertes Interesse, dass die bishe-
rige Praxis beibehalten werden kann, solange keine 
besseren Lösungsoptionen für sie gefunden werden. 
Aufgrund der Dienstverrichtung wie bisher haben sie 
im Anschluss an einen solchen „Doppelschlag“ oder 
im Rahmen eines flexiblen Schichtmodells mit drei 
mal 12 Stunden und einmal 4 Stunden Dienst – einen 
längeren Zeitraum frei. Das kommt insbesondere 
Pendlern zugute, die dann nach Hause fahren kön-
nen. Bei der derzeit bestehenden 40-Stundenwoche 
der Bayerischen Polizei sind andere Schichtmodelle 
häufig nur zu Lasten der Schichtdienstleistenden um-
setzbar. 

Der Staatsminister des Innern und für Integration, 
Joachim Herrmann, hat für die Überarbeitung des 
Schichtmodells die Vorgaben gemacht, dass solche 
Schichtdienste nicht mehr geleistet werden dürfen. In 
der EU-Richtlinie ist hiervon jedoch nicht die Rede. 
Die Vorgabe basiert auf der Bayerischen Arbeitszeit-
verordnung, die zusätzliche Schutzbestimmungen ent-
hält. Ein echtes Problem sind die in der Richtlinie ge-
forderten 11 Stunden Ruhezeit (Art. 3), gegen die 
insbesondere mit dem Schichtmodell „Doppelschlag“ 
verstoßen wird. Aktuell wird an drei Kalendertagen, 
aber nur zwei Arbeitstagen, insgesamt 24 Stunden 
gearbeitet. Danach hat der Beamte 54 Stunden frei 
und damit entsprechende Ausgleichzeit. Diese wird 
jedoch gestört durch Zusatzeinsätze, Gerichtsver-
handlungen und Fortbildungen – streng genommen 
müssten die Schutzvorschriften auch hierauf ange-
wendet werden, was jedoch auch aufgrund der Per-
sonalknappheit nicht geschieht. 

Die Vorgaben von Staatsministerium und EU können 
in der Gesamtschau letztendlich nur durch mehr Per-
sonal oder eine Reduzierung der Wochenarbeitszeit 
wirklich erfüllt werden. Die Planung individueller Ar-
beitszeitmodelle ist grundsätzlich zu begrüßen, darf 
aber gleichzeitig nicht zu Lasten der Polizei gehen, 
die aufgrund von Personalmangel, hohem Pendleran-
teil oder erheblichen Zusatzeinsätzen keine Alternati-
ve hat, ihre Arbeitspläne anders zu gestalten. Ziel 
muss es sein, Schichtmodelle zu finden, welche ge-
setzeskonform sind und trotzdem auch die Möglichkeit 
lassen, die jetzigen Schichtmodelle soweit notwendig 
und gewünscht beizubehalten. 

 



Die Idee, den empfohlenen Anstellungsschlüssel an-
zuheben, ist grundsätzlich zu unterstützen. Aber wir 
FREIEN WÄHLER geben zu bedenken, dass wir Ge-
fahr laufen, die kommunale Ebene über Gebühr zu 
belasten, weil diese mehr Geld für das Personal aus-
geben soll.

Ich darf in diesem Zusammenhang auf ein anderes 
Konzept der FREIEN WÄHLER hinweisen, nämlich 
eine Sockelfinanzierung durch den Freistaat, die wir 
schon öfters gefordert haben. Das könnte eine zu-
sätzliche Verbesserung für die bayerischen Kitas und 
ihre Beschäftigten bringen. Durch eine Sockelfinan-
zierung könnten die Kitas in die Lage versetzt werden, 
den Verwaltungsaufwand, die Randzeitenbetreuung 
und die individuelle Familienbetreuung angemessen 
zu berücksichtigen. Das würde insbesondere kleinen 
Einrichtungen zugutekommen. Das halten wir FREI-
EN WÄHLER für ganz besonders wichtig.

Die Zielrichtung der SPD und der GRÜNEN ist richtig, 
aber für uns ist die Finanzierung noch fraglich, insbe-
sondere wenn es augenscheinlich um die Finanzie-
rung durch die kommunale Ebene geht, die Finanzie-
rungen, die auf die Kommunen abgewälzt werden. 
Deswegen können wir den Anträgen nicht zustimmen, 
sondern werden uns enthalten. Der Ansatz ist richtig, 
aber wir müssen ein Konzept finden, das die Kommu-
nen entlastet und nicht zusätzlich belastet. Wir müs-
sen natürlich auch für eine attraktivere Gestaltung des 
Erzieherberufs sorgen. Das ist auch in unserem Sinn. 
Wir FREIEN WÄHLER gehen das Konzept der besse-
ren Sockelfinanzierung an.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die Redezeiten sind jetzt zu Ende. 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die War-
tezeit für die namentliche Abstimmung ist noch nicht 
erfüllt. Auch die einfache Abstimmung ist jetzt noch 
nicht möglich. Wir müssen diesen Punkt also zu-
nächst einmal zurückstellen. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 
17/21544, 17/21545, 17/21547, 17/21548, 17/21561 
und 17/21562 werden in die zuständigen federführen-
den Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Verena Osgyan u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Frauenfeindlich motivierte Kriminalität erfassen 
und bekämpfen (Drs. 17/18888) 

Ich eröffne die Aussprache und weise darauf hin, dass 
24 Minuten Redezeit vereinbart sind. Erste Rednerin 
ist die Kollegin Schulze.

Katharina Schulze (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Dank "#MeToo" weiß die 
ganze Welt, dass Schauspielerinnen am Set belästigt 
werden. Wer aber denkt, dass Frauenfeindlichkeit nur 
Filmstars oder Promis betrifft, liegt falsch. Ich weiß 
nicht, wer die "SZ" am Wochenende gelesen hat. Der 
längere Artikel "14 ungeschminkte Wahrheiten über 
Sexismus im Alltag" hat einen, wie ich finde, sprach-
los gemacht.

Kolleginnen und Kollegen, da hat man ein paar Bei-
spiele gefunden, bei denen einem richtiggehend 
schlecht wird: eine Supermarktkassiererin, die sich 
keine T-Shirts mit V-Ausschnitt mehr anzieht oder 
nicht mehr einen Blusenknopf geöffnet lässt, die Al-
tenpflegerin, die nicht nach ihrem Können, sondern 
anhand ihres Körpers beurteilt wird, und so weiter und 
so fort. Darüber hinaus kann sicher die eine oder an-
dere Frau berichten, wie sie online angegriffen wird, 
weil sie eine Meinung formuliert hat. Sie wird angegrif-
fen und beleidigt, nur weil sie eine Frau ist. Ich bin mir 
auch sicher, dass fast jede Frau die eine oder andere 
Situation kennt, in der Arbeit, daheim, auf der Straße, 
in der ein blöder Spruch, ein Angriff, eine Beleidigung 
kam aufgrund des Geschlechts. Das ist Frauenfeind-
lichkeit, und das passiert täglich in ganz Bayern. Egal, 
ob online oder offline, egal, ob auf dem Weg zur Ar-
beit, in der Schule oder abends beim Feiern, egal, ob 
körperliche Gewalt oder mündliche: Gewalt gegen 
Frauen hat System und ist kein privates Problem.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dank der "#MeToo"-Bewegung redet und streitet die 
Gesellschaft darüber, was geht und was nicht geht. 
Ich finde, jetzt liegt es an uns Parlamentarierinnen 
und Parlamentariern, diese Grenzüberschreitungen 
gegen Frauen, die eindeutig über unsere Gesetze hi-
nausgehen, auch sichtbar zu machen. Frauenhass 
wurde viel zu lange als Ansammlung von Einzelfällen 
behandelt.

Deswegen stellen wir GRÜNEN heute den Antrag, 
Frauenfeindlichkeit in die polizeiliche Kriminalstatistik 
aufzunehmen und das Kriterium "Geschlecht" im Be-
reich der Hasskriminalität zu ergänzen.
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Fragen des öffentlichen Dienstes 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Eva Gottstein u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/21547 

Neue Arbeitszeitmodelle bei der Bayerischen Polizei nicht weiter 
an der Realität vorbei planen - Handlungsspielraum für die Poli-
zei schaffen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Eva Gottstein 
Mitberichterstatter: Max Gibis 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Fragen 
des öffentlichen Dienstes federführend zugewiesen. Weitere 
Ausschüsse haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht be-
fasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 72. Sitzung am 17. April 2018 beraten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Wolfgang Fackler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Eva Gottstein, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans 
Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Joachim Hanisch, Johann Häus-
ler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Prof. Dr. Mi-
chael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/21547, 17/22096 

Neue Arbeitszeitmodelle bei der Bayerischen Polizei nicht weiter 
an der Realität vorbei planen – Handlungsspielraum für die Poli-
zei schaffen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, eine Europaangelegenheit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner gestrigen Sitzung die unter Nummer 3 aufgeführte Subsidiaritätsangelegen-

heit, Bundesratsdrucksache 155/18 betreffend den Vorschlag für eine Richtlinie des 

Europäischen Parlaments und des Rates über Verbandsklagen zum Schutz der Kol-

lektivinteressen der Verbraucher und zur Aufhebung der Richtlinie 2009/22/EG, bera-

ten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf Subsidiari-

tätsbedenken hinzuweisen und ferner darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken 

Eingang in den Beschluss des Bundesrates finden. Einschlägig sind hier die Drucksa-

che 17/22325 sowie die Beschlussempfehlung auf der Drucksache 17/22363. Die Be-

ratung im Bundesrat ist für den kommenden Freitag vorgesehen. Die Beschlussemp-

fehlung und das Abstimmverhalten der Fraktionen hierzu ist in der aufgelegten Liste 

aufgeführt.

Von der Abstimmung ausgenommen ist die Listennummer 4, das ist der Antrag der 

Abgeordneten Claudia Stamm betreffend "Vielfalt akzeptieren! Queer-Beauftragte*n 

für Bayern ernennen", der auf Wunsch von Frau Stamm in einer der nächsten Plenar-

sitzungen einzeln beraten werden soll.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)
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Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der Kollege Fel-

binger (fraktionslos). Gegenstimmen! – Keine. Enthaltungen? – Sehe ich auch nicht. – 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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